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Gemeinde Füllinsdorf BL 

GESCHÄFTSORDNUNG  DES  
GEMEINDERATES 

vom 8. Januar 2013 

Der Gemeinderat, gestützt auf § 76 des Gemeindegesetzes vom 28. Mai 1970, 
beschliesst: 

I. Allgemeine Bestimmungen

§ 1  Geltungsbereich
1 Diese Geschäftsordnung regelt die Geschäftstätigkeit des Gemeinderates und 
die Zusammenarbeit mit der Verwaltung. 
2 Die Geschäftsordnung entfaltet interne Wirkung für den Gemeinderat und die 
Verwaltung. 
3 Die Bestimmungen übergeordneten Rechts, insbesondere des Gemeindege-
setzes und der Gemeindeordnung, gehen dieser Geschäftsordnung vor. 

§ 2  Kollegialbehörde und Vertretung
1 Der Gemeinderat als Kollegialbehörde tritt nach aussen als Gesamtbehörde 
auf. 
2 Der Gemeindepräsident bzw. die Gemeindepräsidentin leitet den Gemeinde-
rat, vertritt diesen nach aussen, verfügt über Koordinations-, Verfahrens- und 
Organisationskompetenzen gegenüber den Mitgliedern des Gemeinderates und 
überwacht in Zusammenarbeit mit der Geschäftsleitung der Verwaltung die ter-
mingerechte Erledigung der Geschäfte. 
3 Das einzelne Mitglied des Gemeinderates vertritt seinen Geschäftsbereich in 
der Gesamtbehörde und im Auftrag des Gemeinderates nach aussen. 
4 Ein Mitglied des Gemeinderates vertritt in der Regel auch Vorlagen seines 
Geschäftsbereiches im Sinne der Gesamtbehörde, wenn es bei der Beschluss-
fassung in die Minderheit versetzt wurde. Ausnahmsweise kann aus achtens-
werten Gründen das Ausstandsrecht beansprucht werden. 
5 Die Vertretung des Gemeinderates gegenüber Medien fällt in die Zuständig-
keit des Gemeindepräsidenten bzw. der Gemeindepräsidentin. Diese Vertre-
tung kann im Einzelfall an Mitglieder des Gemeinderates oder leitende Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter der Verwaltung delegiert werden. 
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§ 3 Geschäftsbereiche
1 Der Gemeinderat gliedert seine Aufgaben in Geschäftsbereiche.
2 Jedes Mitglied des Gemeinderates übernimmt die in seinen Geschäftsbereich 
fallenden Geschäfte zur Vorbereitung, Antragstellung und zum Vollzug. 
3 Im Auftrag der Gesamtbehörde übernimmt ein Mitglied des Gemeinderates die 
Führung spezieller - oder mehrere Geschäftsbereiche betreffende - Geschäfte. 

§ 4 Konstituierung / Departementverteilung
1 Der Gemeinderat konstituiert sich jeweils zu Beginn einer Amtsperiode und 
nach der Wahl neuer Mitglieder. Er wählt den Vizepräsidenten oder die Vize-
präsidentin. 
2 Zu Beginn einer Amtsperiode und nach der Wahl neuer Mitglieder erfolgt die 
Departementverteilung. Bei Bedarf kann diese während der Amtsperiode geän-
dert werden. 

§ 5 Stellvertretung
1 Jedem Geschäftsbereich wird ein Mitglied des Gemeinderates als Stellvertre-
tung zugeteilt. 
2 Die Stellvertretung des Gemeindepräsidenten oder der Gemeindepräsidentin 
wird durch den Vizepräsidenten oder die Vizepräsidentin wahrgenommen. 
3 Ist der Vizepräsident oder die Vizepräsidentin ebenfalls verhindert, dann 
nimmt das amtsälteste Mitglied des Gemeinderates die ausserordentliche Stell-
vertretung wahr. Unter den Ratsmitgliedern mit gleichem Amtsalter obliegt die 
Stellvertretung dem an Lebensjahren älteren Mitglied. 

II. Bearbeitung der Geschäfte

§ 6 Zuweisung der Geschäfte
1 Die eintreffenden Geschäfte werden dem Gemeinderat mittels Aktenauflage 
zur Kenntnis gebracht. 
2 Die eintreffenden Geschäfte werden an die fachlich zuständige Verwaltungs-
abteilung geleitet. 
3 Im Zweifelsfall entscheidet die Geschäftsleitung über die fachlich zuständige 
Verwaltungsabteilung. 
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§ 7 Vorbereitung der Geschäfte

Die Mitglieder des Gemeinderates sind für die rechtzeitige Bearbeitung der in 
ihren Geschäftsbereich fallenden Geschäfte verantwortlich. Sie formulieren ihre 
Anträge selbständig oder erteilen der zuständigen Verwaltungsabteilung Wei-
sungen zur Bearbeitung der Geschäfte und bestimmen, wie der zu formulieren-
de Antrag lautet. 

§ 8 Einreichung der Geschäfte, Traktandenliste
1 Die Geschäfte zur Gemeinderatssitzung sind bis Donnerstag, 17.00 Uhr, abzu-
liefern. Ausnahmsweise können termingerecht angemeldete Geschäfte bis Frei-
tag, 12.00 Uhr, nachgeliefert werden. 
2 Der Gemeindepräsident bzw. die Gemeindepräsidentin erstellt mit dem Ge-
meindeverwalter bzw. der Gemeindeverwalterin oder deren Stellvertretung die 
Traktandenliste. Diese wird den Mitgliedern des Gemeinderates per E-Mail am 
Freitagnachmittag bis spätestens 16.00 Uhr zugestellt. 

§ 9 Aktenauflage
1 Die Aktenauflage zur Gemeinderatssitzung liegt ab Freitag, 17.00 Uhr, in der 
Gemeindeverwaltung auf. 
2 An der Gemeinderatssitzung wird vorausgesetzt, dass alle Mitglieder des Ge-
meinderates die aufgelegten Akten studiert haben. 

III. Sitzungsordnung

§ 10 Sitzungen
1 Der Gemeinderat tagt in der Regel alle zwei Wochen am Dienstag um 
18.00 Uhr. 
2 Ausserordentliche Sitzungen werden auf Anordnung des Gemeindepräsiden-
ten bzw. der Gemeindepräsidentin oder auf Verlangen von wenigstens drei Mit-
gliedern des Gemeinderates einberufen. 

§ 11 Verhandlungs- und Beschlussfähigkeit

Der Gemeinderat ist verhandlungs- und beschlussfähig, wenn mindestens 
4 Mitglieder anwesend sind. 

§ 12 Leitung der Sitzung
1 Die Sitzung wird vom Gemeindepräsidenten bzw. von der Gemeindepräsiden-
tin geleitet. Die Stellvertretung wird durch den Vizepräsidenten oder die Vize-
präsidentin wahrgenommen. 
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2 Ist der Vizepräsident oder die Vizepräsidentin ebenfalls verhindert, dann leitet 
das amtsälteste Mitglied des Gemeinderates die Sitzung. Unter den Ratsmit-
gliedern mit gleichem Amtsalter obliegt die Sitzungsleitung dem an Lebensjah-
ren älteren Mitglied. 

§ 13 Traktandenliste, Protokollgenehmigung

Der bzw. die Vorsitzende stellt zu Beginn der Sitzung die Traktandenliste und 
anschliessend das Protokoll der letzten Sitzung zur Diskussion. 

§ 14 Beratung
1 Die Mitglieder des Gemeinderates haben das Recht, zu den Geschäften Fra-
gen zu stellen, einen abweichenden Antrag zu formulieren oder zu verlangen, 
dass ihre vom Mehrheitsbeschluss abweichende Stellungnahme im Protokoll 
festgehalten wird (§ 24 Absatz 2 Gemeindegesetz). 
2 Wenn ein abweichender Antrag obsiegt, dessen Formulierung zweifelsfrei pro-
tokolliert werden kann und dessen Auswirkungen vollumfänglich bekannt sind, 
wird der Protokollentwurf geändert. Andernfalls wird das Geschäft an das zu-
ständige Mitglied des Gemeinderates zur Überarbeitung zurückgewiesen. 

§ 15 Beschlussfassung
1 Beschlüsse werden in der Regel in offener Abstimmung mit einfachem Mehr 
gefasst. 
2 In dringenden Fällen, die keinen zeitlichen Aufschub dulden, können Be-
schlüsse auf dem Zirkularweg, telefonisch oder auf elektronischem Weg getrof-
fen werden. 
3 Sind unverzüglich Massnahmen zu treffen, dann handelt der Gemeindepräsi-
dent oder die Gemeindepräsidentin bzw. deren Stellvertretung für den Gemein-
derat nach Massgabe der Bestimmungen in § 86 Absatz 2 des Gemeindege-
setzes. 

§ 16 Ausstand
1 Mitglieder des Gemeinderates treten bei Geschäften, die sie unmittelbar be-
treffen, in den Ausstand. 
2 Die Ausstandspflicht gilt für Vorbereitung, Beratung und Beschlussfassung. 
3 Sie gilt insbesondere auch, wenn das Interesse in der Person des Ehegatten, 
der Eltern, der Kinder und ihrer Ehegatten gegeben ist sowie wenn berufliche 
und geschäftliche Interessen bestehen. 
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§ 17 Protokollführung 
 
Das Protokoll wird vom Gemeindeverwalter bzw. der Gemeindeverwalterin oder 
einem vom Gemeinderat bezeichneten Protokollführer bzw. einer Protokollfüh-
rerin geführt. 
 
 
§ 18 Weitere Sitzungsteilnehmerinnen und -teilnehmer 
 
Der Gemeinderat kann Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Gemeinde sowie 
Expertinnen und Experten mit beratender Stimme zu den Sitzungen beiziehen. 
 
 
 

IV. Kompetenzen, Entschädigungen 
 

§ 19 Finanzkompetenzen (Finanzkompetenzen Verwaltung siehe § 26) 
 
1 Die Finanzkompetenzen des Gemeinderates richten sich nach der aktuellen 
Gemeindeordnung. 
 
2 Im Rahmen der nachfolgenden Aufstellung können Aufwendungen ausserhalb 
des bewilligten Voranschlags bis zu der angegebenen Betragshöhe mit den 
entsprechenden Visa getätigt werden. 
 

Kompetenzlimiten 
Departementvorsteher resp. De-
partementvorsteherin 

 
Gemeinderat 

Im Einzelfall bis CHF 3'000 Im Einzelfall bis CHF 25'000 
Limitiert bis jährlich CHF 6'000 Limitiert bis jährlich CHF 150'000* 
 
* inkl. beanspruchte Finanzkompetenz der Departementvorsteher resp. Depar-
tementvorsteherinnen 
 
 
§ 20 Entschädigungen 
 
Die Entschädigungen für die Mitglieder des Gemeinderates richten sich nach 
dem aktuellen Reglement über die Entschädigung der Mitglieder von Behörden, 
Kommissionen und übrigen Organen. 
 
 
 

V. Geschäftsleitung 
 

§ 21 Zusammensetzung / Stellung 
 
1 Die Geschäftsleitung besteht aus dem Gemeindeverwalter resp. der Ge-
meindeverwalterin als Vorsitzender resp. Vorsitzende sowie dem Bau- und Fi-
nanzverwalter resp. der Bau- und Finanzverwalterin. Der Gemeindepräsident 
bzw. die Gemeindepräsidentin kann Einsitz in die Geschäftsleitung nehmen 
 
2 Die Geschäftsleitung trifft sich so oft es die Geschäfte erfordern, in der Regel 
einmal wöchentlich. 
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3 Der Gemeinderat delegiert die operativen Aufgaben an seine Geschäftslei-
tung. 
 
4 Die Geschäftsleitung steht der Gemeindeverwaltung vor und ist dem Gemein-
derat unterstellt. Sie bzw. der oder die Vorsitzende ist zuständig für die operati-
ve Geschäftsführung der Gemeindeverwaltung. 
 
 
§ 22 Aufgaben 
 
Die Geschäftsleitung nimmt insbesondere folgende Aufgaben wahr: 
 

1. Steuert die Umsetzung der Gemeinderatsbeschlüsse 
2. Koordiniert abteilungsübergreifende Geschäfte und bestimmt die feder-

führende Stelle 
3. Vorbesprechung der Gemeinderatsgeschäfte mit dem Gemeindepräsi-

denten resp. der Gemeindepräsidentin 
4. Beratungen und Entscheidungen von organisatorischen Fragen, die nicht 

in die Kompetenz des Gemeinderates fallen 
5. Umsetzung und Vorbereitungsarbeiten für die Weiterentwicklung der 

gemeinderätlichen Personalpolitik 
6. Beratungen und Entscheidungen von personellen Sachfragen, die nicht 

in die Kompetenz des Gemeinderates fallen 
7. Vorbereitung von Strategien und Konzepten 
8. Information der Mitarbeitenden über wichtige Geschäfte und Vorkomm-

nisse 
 
 
 

VI. Zusammenarbeit mit der Verwaltung 
 

§ 23 Grundsätze 
 
1 Die Mitglieder des Gemeinderates nehmen ihre Aufgaben über die zuständige 
Person aus der Verwaltung wahr. 
 
2 Voranschlag: Jährlich wiederkehrende Ausgaben und Einnahmen werden 
durch die Verwaltungsstellen in Zusammenarbeit mit dem zuständigen Depar-
tementvorsteher resp. der Departementvorsteherin erfasst. Neue jährlich wie-
derkehrende und einmalige Ausgaben und Einnahmen werden durch die Ge-
meinderäte eingebracht. 
 
3 Gemeinderats-Mitglieder führen mit den Verwaltungsstellen regelmässige 
Kurzbesprechungen über laufende und pendente Geschäfte durch. 
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4 Zu behandelnde Geschäfte des Gemeinderates werden zwischen Depar-
tementvorsteher resp. Departementvorsteherin und der zuständigen Stelle der 
Verwaltung vorgängig besprochen. 
 
5 Berichte und Anträge zuhanden der Gemeindeversammlung werden von der 
zuständigen Verwaltungsstelle in Zusammenarbeit mit dem Departe-
mentvorsteher resp. der Departementvorsteherin erstellt. 
 
 
§ 24 Zuweisung der Geschäfte 
 
1 Die Erteilung von Aufträgen an die Verwaltung zur Bearbeitung von Geschäf-
ten erfolgt durch 
- den Gemeinderat 
- das Gemeindepräsidium 
- den Departementvorsteher resp. die Departementvorsteherin (Aufträge im 

eigenen Ressort) 
 
2 Die Geschäftszuweisung innerhalb der Verwaltung erfolgt in der Regel über 
das zuständige Geschäftsleitungsmitglied. 
 
 
§ 25 Delegation Kompetenzen an die Verwaltung 
 
1 Die Bearbeitung von Geschäften ohne grosse Tragweite, deren Entscheid aus 
bestehenden Gesetzen, Reglemente und konstanter Praxis klar abgeleitet wer-
den kann, erfolgt durch die Verwaltung. 
 
2 Die nachstehend aufgeführten Geschäfte werden wie folgt zur selbständigen 
Erledigung delegiert: 
 
Bauverwalter: 
- Aufgrabungsgesuche 
- Bauanzeigen 
- Einfriedigungsgesuche 
- GGA-Anschlussgesuche 
- Grabmalgesuche 
- Kanalisationsgesuche 
- Katasterschätzungen 
- Planauflagen 
- Wasseranschlussgesuche 
 
Gemeindeverwalter: 
- Allmendbenützung 
- Familiennachzugsgesuche 
- Freinachtgesuche 
- Gelegenheitswirtschafts-Gesuche 
- Kurzfristige Verkehrsbeschränkungen 
- Mietzinsbeiträge 
- Turnhallenbenützung 
- Erlassgesuche von AHV-Beiträgen 
- Erlass gemäss Gebührenverordnung (§ 5) 
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Departementvorsteher resp. Departementvorsteherin zusammen mit Bau-, Fi-
nanz- oder Gemeindeverwalter resp. -verwalterin: 
- Abschreibungen von Forderungen, bei welchen ein Verlustschein vorhanden 

ist 
- Anstellung Aushilfspersonal und Lehrlinge 
- Baugesuche, gegen die aufgrund unserer Zonenvorschriften Einsprache er-

hoben werden muss, sofern es sich nicht um einen Ausnahmeantrag han-
delt 

- Baugesuche „ohne Einwendungen“ 
- Beisetzungsgesuche für auswärtige Verstorbene 
- Bussenverfügungen 
- Gesuche für Beschilderung / Betriebswegweiser 
- Gesuche für Strassenfeste o.ä. 
- Jährliches Nutzungsprogramm Forst (jährl. Begehung Revierförster/BR) 
- Kapitalaufnahmen für bewilligte Kredite 
- Parzellierungsgesuche 
- Reklamegesuche 
- Rückzüge von Einsprachen gegen Baugesuche, sofern die entsprechenden 

Beanstandungen bereinigt wurden 
- Stellungnahme zu Gesuchen für Gastwirtschaftspatente 
- Stellungnahme im Nach- und Strafsteuerverfahren 
- Versicherungsabschlüsse 
 
Folgende Geschäfte sind auf jeden Fall dem Gesamt-Gemeinderat zum Ent-
scheid vorzulegen: 
- wenn es sich um einen Entscheid von grosser Tragweite handelt, 
- wenn eine grundsätzliche Frage zu entscheiden ist, 
- wenn bei einem Geschäft ein besonderer Ermessensspielraum besteht, 
- wenn eine konstante Praxis geändert oder von einer solchen abgewichen 

werden soll. 
 
 
§ 26 Finanzkompetenzen (Finanzkompetenzen GR siehe § 19) 
 
1 Im Rahmen des bewilligten Voranschlages wird die Kompetenz für Arbeitsver-
gaben und Materialeinkäufe wie folgt gestaffelt: 
 
– Bau-, Finanz- und Gemeindeverwalter resp. -verwalterin je bis zum Betrag 

von CHF 3'000.00 pro Einzelfall 
– Departementvorsteher resp. Departementvorsteherin zusammen mit Bau-, 

Finanz- oder Gemeindeverwalter resp. -verwalterin:  
a) Auftragsvergaben im Rahmen des Voranschlages für nicht jährlich wie-

derkehrende Positionen bis zum Betrag von CHF 25'000.00 
b) aufgehoben1 
c) Auftragsvergaben an die EBL (in Bereichen ohne Konkurrenz) im Rah-

men des Voranschlages bis max. CHF 50'000.00 pro Auftrag 
– Von Notfällen abgesehen, erfolgen alle Auftragsvergaben für höhere Beträge 

durch den Gesamt-Gemeinderat 

                                                
1 GRB 5/2015 vom 13.1.2015 
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2 Rechnungen bis zum Betrag von CHF 3'000.00 werden in der Kompetenz von 
Bau-, Finanz- und Gemeindeverwalter resp. -verwalterin geprüft und unter Ein-
haltung des Vieraugenprinzips visiert sowie zur Zahlung freigegeben. 
 
 
§ 27 Unterschriftenregelung 
 
1 Die Bewilligungen der unter § 25 Absatz 2 aufgeführten Gesuche mit Kompe-
tenz Bau- und Gemeindeverwalter resp. -verwalterin können von diesen mit 
Einzelunterschrift unterzeichnet werden. Als allenfalls nötiges Rechtsmittel gilt 
in diesen Fällen die Einsprache an den Gemeinderat. 
 
2 Alle anderen, für die Gemeinde rechtsverbindlichen Schriftstücke und der or-
dentliche Geschäftsverkehr des Gemeinderates sind vom Gemeindepräsiden-
ten bzw. von der Gemeindepräsidentin und dem Gemeindeverwalter bzw. der 
Gemeindeverwalterin resp. deren Stellvertretung kollektiv zu unterzeichnen. 
 
 
 

VII. Schlussbestimmungen 
 

§ 28 Inkraftsetzung 
 
Vom Gemeinderat mit Protokoll Nr. 5 am 8. Januar 2013 beschlossen. Die Ge-
schäftsordnung tritt rückwirkend mit Wirkung ab 1. Januar 2013 in Kraft und 
ersetzt die bisherigen Bestimmungen. 
 
 
 
Füllinsdorf, 8. Januar 2013 GEMEINDERAT FÜLLINSDORF 
 
 Roger Matter Kurt Sidler 
 Gemeindepräsident  Gemeindeverwalter 
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